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Imperialismus und Universalismus
Versuch einer Begriffsgeschichte

Der Begriff Imperialismus ist vor allem ein hochgradig negativ besetztes Wort politischer Rhetorik. Trotz oder wegen seines pejorativen Gebrauchs bleibt dennoch unklar, welcher Sachverhalt internationaler Politik damit denunziert wird. Auch in den historischen und politischen Sozialwissenschaften läßt sich kaum Einvernehmen darüber erzielen, welches Phänomen mit diesem Begriff erfaßt werden soll. Handelt es sich um eine bloße Beschreibung der Ausdehnung, der Expansion eines Reiches oder Flächenstaates, eine letztendlich überhistorische, zeitlose Erscheinung? Oder wird mit Imperialismus im Sinne von Kategorien der Kritik der politischen Ökonomie ein gesellschaftliches Verhältnis charakterisiert – etwa Wertabfluß aufgrund eines Produktivitätsgefälles zwischen zwei kapitalistisch austauschenden Gesellschaften?
Zu allem Überfluß hat das Adjektiv imperialistisch inzwischen auch noch Einzug in die Alltagssprache gehalten. Es will ein Verhältnis von Über- und Unterordnung jeglicher Art kennzeichnen – auch ein solches intimer Beziehungen. Ist dieser Begriff durch inflationären Gebrauch und in Analogie zu Joseph Schumpeters Bestimmung des Imperialismus als »objektlose Disposition eines Staates zur gewaltsamen Expansion ohne angebbare Grenzen«[1] wiederum selbst gegenstandslos geworden – inhaltslose Metapher politischer Denunziation? Auch wenn dem allein so wäre, zöge dieses säkulare Phänomen begründetes Interesse auf sich, denn die magische Wirkung politischer Sprache bedürfte ebenso einer Erklärung wie komplexe soziale Zusammenhänge.[2] So wird der Bedeutungsbereich von Imperialismus dort vermutet, wo der undurchschaubare Zusammenhang der Weltgesellschaft Erklärungsmuster herausfordert, deren ideologische wie theoretisch-rationale Deutungen zwischen den Antipoden von Projektionen politischer Verschwörung und begrifflicher Totalisierung sich bewegen. ›Imperialismus‹ muß oft als letzte Erklärung dafür herhalten, wenn gesellschaftlich Komplexes und Abstraktes leichthin auf konkret Faßbares zurückgeführt werden soll. Dennoch gilt es, bei Anwendung des Begriffs Imperialismus für Phänomene der Weltgesellschaft keineswegs einen allgemeinen Ideologieverdacht auszusprechen. Den allumfassenden Weltzusammenhang politischen Geschehens, die Hierarchie der Staaten, Gesellschaften und Produktivitäten gibt es wirklich. Dies angesichts einer aufdringlichen Wirklichkeit anzumerken mutet trivial an. Und so ist es nicht verwunderlich, daß Imperialismus trotz allem sowohl im politischpejorativen wie im wissenschaftlich-analytischen Sinne ein Zentralbegriff der Weltgesellschaft geblieben ist.
Imperialismus – ein politisches Schlagwort und seine historischen Voraussetzungen
Nicht selten geht mit der Kreierung eines politischen Schlagwortes eine bedeutsame Veränderung gesellschaftlicher Zustände einher. Zwar sind Wortschöpfungen allein noch kein Nachweis für das Auftreten neuer sozialer Phänomene; sie sind aber immerhin seismographischer Indikator allgemein spürbarer historischer Veränderungen. So ist der gesellschaftliche Ursprung des Begriffs Imperialismus zeitlich etwa um die Mitte des 19. Jahrhunderts anzusiedeln, also im Zeitalter des englisch dominierten Freihandels. Seine Bedeutung zielt auf das bewußtwerdende besondere Verhältnis zwischen einem staatlichen Gemeinwesen bzw. einer global ausgreifenden Macht und dem sich weltweit ausdehnenden wirtschaftlichen System. Es geht um einen neuen, bislang nicht gekannten Zusammenhang von Politik und Ökonomie. Der Publizist Constantin Frantz soll 1878 als einer der ersten eine Beziehung von expansionistischer politischer Machtentfaltung und schrankenloser kapitalistischer Produktionsweise hergestellt haben.[3] Dies damals konstatiert zu haben, war keineswegs selbstverständlich. Von der Wortgeschichte her bezog sich der bereits damals pejorativ gemeinte Begriff des Imperialismus noch auf einen offensichtlich innenpolitischen Sachverhalt, weniger auf ein äußeres Staatsverhalten. Mit Imperialismus war die – vor allem in England – als despotisch verachtete Herrschaft Louis Napoleons gemeint. Bonapartismus und Militärherrschaft wurden mit kontinentalen Vorstellungen von Welteroberung (système impérial), mit politischer und territorialer Expansion in Verbindung gebracht. Auf England selbst, das Land, das historisch wie kein anderes mit Imperialismus in Zusammenhang gebracht werden sollte, sprang der Begriff erst im Jahre 1877/78 über. Vorläufig, bis etwa zu Disraelis Kristallpalastrede 1872, als er den Liberalen vorhielt, das Empire zerstören zu wollen, war die Bedeutung des Begriffs noch weit von dem entfernt, was bald darauf darunter verstanden werden sollte. Auch als sich damals bereits eine Verschiebung von Empire zu Imperialismus ankündigte, war noch nicht an seine Verwendung im Sinne von Übersee- oder Kolonialpolitik gedacht. Es war – wie sein Inaugurator in England, der Liberale Robert Lowe, es zu benutzen gedachte – gegen Disraeli gerichtet und galt der Anwendung von Brachialgewalt in der Außenpolitik.[4] Dennoch mag es nicht von ungefähr gekommen sein und einen tieferen weltpolitischen Grund gehabt haben, daß sich die scheinbar wertneutrale politische Kennzeichnung des Vereinten Königreiches von Empire in Imperialismus hat verwandeln können.
Die Bezeichnung Englands als Empire geht auf den Kampf Heinrichs VIII. um Unabhängigkeit von Rom zurück. Empire bedeutete damals soviel wie Souveränität, auf keinen Fall aber Weltherrschaft. Es galt vor allem, Distanz zum universellen Konzept der katholischen Kirche zu demonstrieren. Auffällig aber ist, daß in die politische Bezeichnung Englands als British Empire ungefähr von 1760 an, der Überseegebiete wegen, ein Bedeutungswandel eingeht. Vor allem seit dem Irish Declaratory Act von 1720, dem Act of Union zwischen Großbritannien und Irland, fand sich das Parlament in Westminster in Imperial Parliament umbenannt.[5] Damit ist auf einen möglichen Zusammenhang verwiesen, in dem der herrschaftlich gemeinte Wortsinn eine strukturgeschichtliche Bedeutung zu erhalten vermag: Oliver Cromwell, der Eroberer des katholischen Irlands und Feind des katholischen Spaniens, legte mit seinem religiös begründeten Kampf gegen das Papsttum gleichzeitig die Grundlagen für das britische Imperium, als mittels der aus den Auseinandersetzungen folgenden Navigationsakte (1651), die Englands Handelsaufstieg monopolistisch sicherte, ins Politisch-Ökonomische vorgestoßen wird. Der Krieg gegen die protestantischen Holländer (1652 bis 1674) war bereits merkantilistisch-säkular und damit als Handelskrieg legitimiert. Mit der Aufhebung der Navigationsakte 1848 oder besser: mit der Verabschiedung der Corn Laws von 1846 wird das Ende einer alten und der Beginn einer neuen Epoche britischer Überlegenheit angezeigt – die des Freihandels. Ihr Lebenselixier war nicht mehr der Handel, sondern die industrielle Produktion. Der Umschlag von Empire in Imperialismus im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts ist eher ein Zeichen für den Verfall globaler britischer Überlegenheit, die auf Dominanz industrieller Produktivität beruhte. Von der Eroberung Ägyptens 1882 bzw. der Berliner Konferenz (1885) an bis zum Ersten Weltkrieg wird jene Phase markiert, die als klassische Epoche des Imperialismus bzw. als »Hochimperialismus« (W.J. Mommsen) bezeichnet wird. Damals wurde die unbestrittene Herrschaftswirkung der ökonomischen Überlegenheit Großbritanniens durch politische Rivalitäten um Hegemonie ersetzt. Von Historikern wird diese Periode als das »imperialistische Zeitalter« im eigentlichen Sinne angesehen.[6]
›Imperialismus‹ war ein Großbritannien vorbehaltener Begriff. Das Wilhelminische Deutschland, auf kontinentale Weise nicht weniger ausgreifend, betrieb hingegen ›Weltpolitik‹. In der Arbeiterbewegung des 19. Jahrhunderts blieb der Begriff unbekannt. Vielmehr ist von Kolonialpolitik oder der ›Kolonialfrage‹ die Rede. Karl Marx kennt bzw. benutzt diesen Begriff nicht; wofür später Imperialismus auch Verwendung finden soll, heißt bei ihm »Weltmarkt«. In einem analytischen Sinn wird Imperialismus als Kennzeichnung ökonomischer, zur politischen Handlung treibender Zusammenhänge erst zu Beginn des 20. Jahrhunderts von dem englischen Liberalen Hobson eingeführt. Von Lenin übernommen, weitet sich der Begriff einerseits zu einem allgemeinen politischen Schlagwort, andererseits zu einer Kategorie der marxistischen, d.h. nach-marxschen Kritik der politischen Ökonomie aus. Bei Hobson ist der Begriff des Imperialismus mit stark verschwörungstheoretischen, ja antisemitischen Zügen ausgestattet.[7] Ein Historiker des Begriffs ›Imperialismus‹ wies darauf hin, daß jener in der kontinentaleuropäischen Tradition ein jüdisches Gesicht trug und in englischer Zunge sprach.[8] Bis in die Gegenwart hinein wird die Vorstellung vom Imperialismus mit westlichen bzw. angelsächsischen Zivilisationsmerkmalen bebildert.
Sieht man von der klassischen Epoche des Imperialismus 1882 bis 1914 als einem historischen bzw. von Historikern eingegrenzten Zeitalter einmal ab und bemüht sich um das Verständnis des Imperialismus als eines politischen Phänomens, dann fällt auf, daß sein Entstehungsmilieu um die Mitte des 19. Jahrhunderts (die hohe Zeit des britisch dominierten Freihandels) von einer paradoxen Entwicklung begleitet wird: der Herausbildung des Nationalstaates als Vervollkommnung der Territorialstaatlichkeit bei gleichzeitiger weltmarktlicher Unterminierung der gestaltenden Bedeutung des Staates. Das, was man politisch als Imperialismus zu fassen bemüht war, lag quer zu der klassischen Unterscheidung von Politik und Ökonomie, von Staat und Gesellschaft. Imperialismus als Weltphänomen unterläuft die Bedeutung der Politik und ist gleichzeitig mehr als bloß Wirtschaft. Kurz: Bei der kaum greifbaren Erscheinung des Imperialismus scheint es sich um das besondere Verhältnis von Nationalstaat und kapitalistischem Weltmarkt zu handeln.[9] Daß gerade Mitte des 19. Jahrhunderts ein Bewußtsein des Imperialismus entsteht – ein Bewußtsein, das im 20. Jahrhundert zu einem Zentralbegriff internationaler Politik und Polemik wird –, weist auf das Aufkommen eines stetigen und ständig sich perpetuierenden Krisenmoments der Weltgesellschaft hin: das Phänomen einer widersprüchlichen Einheit zwischen Wirtschaft auf Weltbasis und Politik auf Grundlage des Nationalstaates.[10] Die schillernden Bedeutungen des Imperialismus werden dann vor allem virulent, wenn eine gerade hergestellte staatliche Souveränität als territorialer Flächenstaat durch die abstrakte Herrschaft des Weltmarkts ihre Untauglichkeit offenbart, die Substanz umfassend verstandener Selbstbestimmung, das cuius regio, eius oeconomia, zu realisieren. Die Abstraktion weltmarktbezogener globaler Herrschaft verwirklicht sich in der jeweiligen die politischen Bedingungen des Weltmarkts garantierenden Hegemonialmacht. Ihr wird das Attribut ›imperialistisch‹ zugewiesen. Was objektiv sich in der Kategorie politischer Ökonomie als Weltmarkt niederschlägt, findet seinen pejorativen Abglanz im politischen Schlagwort des Imperialismus. Weltmarkt und Imperialismus sind aber keine Synonyme des gleichen Phänomens. Gerade in der antiimperialistischen Rhetorik wird demnach deutlich, welches Nichtverstehen von sich selbst globale Vergesellschaftung hervorbringt. Bei der Vorstellung vom ›Imperialismus‹ geht es fast immer um politisch-staatliche Mystifizierungen eines unverstandenen ökonomischen Verhältnisses: den Weltmarkt.
Weltmarkt und Staatenordnung
Nach Karl Marx handelt es sich beim Weltmarkt um das »Übergreifen der bürgerlichen Gesellschaft über den Staat« hinaus.[11] Diese grundlegende Bestimmung globaler Vergesellschaftung ist sowohl begrifflich als auch historisch gemeint. Historisch waren die großen Handelskompanien die Wegbereiter kolonialer Imperien. Sie waren weder Staat noch ihrer Form nach allein auf wirtschaftliche Funktionen beschränkt. In ihnen verschränkte sich anhand des Handelskapitals bereits das, was der klassischen territorialstaatlichen Aufspaltung von Politik und Ökonomie entgegenstehen sollte: Sie nahmen für sich sowohl das politische Recht auf Kriegführung als auch auf wirtschaftliche Vertragsschließung in Anspruch.[12] Begrifflich bedeutet Weltmarkt jedoch mehr als bloß sporadischer oder auch organisierter Welthandel, mag er dabei die Form des Raubes, der Plünderung, der Prellerei oder auch des Tauschs annehmen. Weltmarkt ist vielmehr eine Kategorie, die allseitig globale und gegenseitige Abhängigkeit voraussetzt, eine Abhängigkeit, die sich auf dem Bestehen ›einer Welt‹ gründet, in der jedes Segment der Weltgesellschaft in einem arbeitsteiligen Verhältnis zum Ganzen steht. Dem Weltmarkt als Medium kommt für den Zusammenhang der Weltgesellschaft demnach erst dann kategoriale Bedeutung zu, wenn sich eine international industrielle Arbeitsteilung herauszubilden beginnt. Weltmarkt ist demnach mehr als die empirische Summe branchenspezifischer Weltmärkte, mehr als bloßes Zirkulationsmedium: In ihm ist die Totalität der Produktionsverhältnisse eingeschlossen.[13] Hat der Handel die Welt erst verkehrs- und kommunikationstechnisch horizontal erschlossen (›entdeckt‹), wird ein vertikal verstrebter kapitalistischer Weltmarkt zum Schicksal der unterschiedlichsten Gemeinwesen. Insofern ist die Abstraktion ›Weltmarkt‹ das wirkliche Subjekt der Weltgesellschaft. Die politisch verfaßten Territorialstaaten – so mächtig sie auch sein mögen – können in einem solchen Verhältnis jener höherrangigen Vergesellschaftung nur unterworfen sein. Zoll- und Wechselkurspolitik stellen keine unüberwindliche Schranke für den Weltmarkt als globales gesellschaftliches Medium dar; sie sind vielmehr selbst Teil, Ausdrucksform seiner Totalität. So kommt im Verhältnis der Wechselkurse zueinander weniger staatliche Gestaltungskraft zum Ausdruck, als daß sich darin die jeweiligen Durchschnittsbedingungen der national eingebundenen Kapitale niederschlagen. Währungen grenzen nicht Volkswirtschaften politisch ein; sie sind vielmehr Ausdruck einer Hierarchie der Produktivitäten. Insofern können sie als die abstrakten und mithin einzig wahren Grenzen in der Weltgesellschaft gelten.[14]
Historisch kann von einem kapitalistischen Weltmarkt erst ab Mitte des 18. Jahrhunderts gesprochen werden, dem Zeitalter des Freihandels, gekrönt von überlegener britischer Produktivität. Zu jener Zeit wird auch der relative Charakter des nationalen Flächenstaates erstmalig empfunden, eines Flächenstaates, den der politische Hegemon des Weltmarktes mittels Freihandel unterläuft. Die geographische Dislozierung Englands als maritimes Empire entsprach dem Wesen des Weltmarktes: Es war historisch von Europa, nicht aber in Europa.[15]
Der Handelsweltmarkt, das Medium globaler Kommunikation, nicht aber mundialer Integration, die sich erst durch internationale Arbeitsleistung herstellt, realisiert sich anhand der europäischen Übersee-Expansion. Sie selbst, deren legitimatorischer Antrieb der päpstliche Missionsauftrag als Verlängerung des Kreuzzugs- und Reconquista-Gedankens war, löst den alten sakralen Weltzusammenhang der katholischen civitas maxima auf und leitet mittels des protestantischen Widerstandes gegen den alten Universalismus zur europäischen Staatenbildung über. Weltpolitisches Paradoxon: Erst der Pluralismus der partikularen und sich säkularisierenden Staaten, hervorgegangen aus dem Zerfall einer fiktiven universellen res publica christiana und mittels Rivalität sich kolonial über den Erdball ausbreitend, hat die Welt als wirkliche Einheit in Bewußtsein wie in Realität herzustellen vermocht.[16] Der Zusammenhang von territorialer Staatenbildung und Ausformung des Handelsmarktes wird bereits von dem Souveränitätstheoretiker Bodin reflektiert, der sich für eine unbedingte Freiheit des Waren- und Geldverkehrs aussprach.[17]
Die Form des Handelsweltmarktes ist die des Raubes. Erst die Arbeitsteilung auf der Basis von Industrieproduktion nimmt die Verkehrsform des Handels an: den Tausch.[18] Charakteristisch für die Staatenkonkurrenz der europäischen Expansion und des Raubes als Aneignungsform ist das Liniendenken, die Einteilung der Welt in eine rechtsfreie Zone ungehemmter Gewaltanwendung und in eine rechts- und vertragsförmige des Tausches. Hierfür waren von Pol zu Pol über den Atlantik hinweg Linien als monopolistische Grenzen politischer Demarkation gezogen worden, mittels deren sich ein katholisch-iberisches Anrecht auf die neue Welt verkündete.[19] Erst später sollten sie sich zur geographischen Linie des westlichen Meridians entpolitisieren. Die protestantischen Mächte anerkannten eine solche Grenzziehung mit Monopolanspruch nicht und konterten mit der Forderung nach der Freiheit der Meere, d.h. der Freiheit der ozeanischen Schifffahrt, des Welthandels und der Okkupation überseeischer Gebiete. Die praktische Bedeutung des Rechtssatzes von der Freiheit der Meere wird offensichtlich, wenn realisiert wird, daß Hugo Grotius’ im Jahre 1609 anonym erschienenes Werk »Mare liberum« zwar gegen englische Monopolansprüche in bestimmten Seegebieten gerichtet war; konzipiert aber war das Werk als Kapitel einer umfänglichen Schrift über das Beuterecht, de jure praedae, die bei Grotius von der Niederländisch-Ostindischen Handelskompanie in Auftrag gegeben worden war.[20] Es handelte sich um die Freiheit, die spanischen und portugiesischen Plünderer der Neuen Welt selbst zu plündern.
 
Die im 16. und 17. Jahrhundert vollzogene räumliche Aufteilung der Welt in einen Bereich unmittelbarer Gewaltanwendung und in einen von Rechts- und Gewaltverhältnissen kennzeichnet einen Dualismus der Verkehrsformen, die später durch die Aufhebung der Liniengrenzen sich in der Kolonie neben- und miteinander werden auffinden lassen. Vorläufig ist Gewalt als unmittelbare Form der Aneignung noch räumlich ausgegrenzt und in die Neue Welt hinein verschoben.
Carl Schmitt hat darauf hingewiesen, daß Thomas Hobbes, der Theoretiker des konfessionell neutralen und damit den Bürgerkrieg neutralisierenden Staates, des »Leviathan«, den von ihm diagnostizierten »Naturzustand« zwar als Niemandsland, nicht aber als Nirgendwo bezeichnet hatte. Es lokalisierte ihn vielmehr in der Neuen Welt, »beyond the line«[21] – jenseits der Grenze, die Richelieu als äußerste westliche Linie des europäischen Staatensystems und seiner Rechtsordnung 1634 als Zivilisationsgrenze fixiert hatte.[22] Die Aussage, daß es jenseits des Äquators keine Sünde gebe, hat Edmund Burke veranlaßt, von einer zu seiner Zeit herrschenden »geographischen Moral« zu sprechen. Diesen staats- bzw. rechtlosen Zustand in der Neuen Welt haben die politischen Denker als politischen Urzustand identifiziert. »In the beginning all the world was America«, bemerkt John Locke.[23] Und für Hegel ist Amerika überhaupt ein Bereich der bürgerlichen Gesellschaft ohne Staat.[24] Daß europäische Staats- und Rechtsformen sich dennoch auf dieses Niemandsland erstrecken sollten, ist vor allem Ausfluß der Vorstellung vom politischen Gleichgewicht auf dem europäischen Kontinent selbst. Ausgehend vom Westfälischen Frieden 1648, der auch Abmachungen über die Anerkennung von Kolonialbesitz enthält, folgt die Ausdehnung des europäischen Rechts auf die kolonialen Gebiete.[25] Dort kann es freilich Geltung nur für die Europäer untereinander beanspruchen – ist demnach kein Recht der Gebiete selbst. Es erstreckt sich nicht territorial auf die gesamte Bevölkerung. Im Innenverhältnis der Kolonie bestehen demnach Tausch- bzw. Rechtsformen und Gewaltformen nebeneinander. Es herrscht das Phänomen einer gespaltenen Rechtsordnung vor, in der Ausnahmerecht bzw. das Recht des Ausnahmezustands sich ständig Bahn bricht. Die im 16. und 17. Jahrhundert in England sich ausbildende politische Theorie entsprach diesem Dualismus von Kolonie und Mutterland und traf die Unterscheidung zwischen Macht- und Rechtssphäre. Vorläufig schien sie noch räumlich getrennt: »Absolut war der König auf dem Meer; unumschränkte Gewalten herrschten in den Kolonien; der innere Kern des Reiches wurde unter die Herrschaft des common law und des ständischen Rechts gestellt.«[26]
Die merkantile Konkurrenz der Mächte und Staaten Europas stellte den Handelsweltmarkt her und bildete mittels einer sich internationalisierenden Arbeitsteilung den Weltmarkt aus. Im Prozeß der neuen Staatenbildung während des 20. Jahrhunderts ist zu dieser Entwicklung kein paralleler Vorgang zu sehen. Denn während in den europäischen Zentralländern die Entwicklungsgeschichte der kapitalistischen Produktionsweise mit jener der Territorialstaaten einherging, stellte die Staatlichkeit der neuen, sich als souverän begreifenden unabhängigen Gemeinwesen im wesentlichen eine bloße Reaktion auf den ihrer Entstehung vorausgegangenen Weltmarkt dar.[27] Die staatliche Souveränität dieser Gemeinwesen, ihre Teilnahme am internationalen Verkehr als Völkerrechtssubjekte, ist eine Folge der sich verallgemeinernden Warenbeziehungen. Die ehemals in einem kolonialen Status gehaltenen Gemeinwesen werden insofern im Sinne formeller Unabhängigkeit souverän, als die Form der Beteiligung an der internationalen Rechtsgemeinschaft die des Staates ist. Der Staat überträgt die Konditionen des Weltmarktes modifiziert nach innen und ist selbst als Rechtssubjekt einer auf Tauschform basierenden Weltgesellschaft als vertrags- und damit kontrahierungsfähig anerkannt. Das ursprüngliche Gewaltverhältnis zwischen metropolitaner Macht und Kolonie, auf Handelsprivilegien und unmittelbarer Herrschaft beruhend, weicht abstrakteren Vermittlungsformen. Im zwischenstaatlichen Verhältnis geht Gewalt mit zunehmender Verdichtung der Tauschbeziehungen soweit als Regelzustand zurück, daß von einem Gesetz relativ »abnehmender Gewalt«[28] gesprochen werden kann. Dabei ist zu berücksichtigen, daß unter Tauschbeziehungen nicht unbedingt der unmittelbar empirisch verifizierbare zwischenstaatliche Austausch gedacht zu werden braucht, sondern auch und vor allem die qualitative Einbindung der staatlich verfaßten Völkerrechtssubjekte in das politisch-ökonomische System des Weltmarktes als Ausdruck ihrer Verflechtung in internationale und supranationale Organisationen der Weltgesellschaft gemeint sein kann. Die Durchsetzung von Tauschverhältnissen im internationalen Kontext bedeutet nicht unbedingt eine Durchsetzung von Freiheit und Gleichheit, »Gewalt von keiner Seite«[29] innerhalb eines Staatswesens, sondern ist wesentlich auf seine Außenbeziehungen beschränkt. Das ursprüngliche politische koloniale Gewaltverhältnis wirkt sich aufgrund eines innergesellschaftlichen ökonomischen Produktivitätsgefälles weiter aus. Es ist auffällig, daß entwicklungspolitisch als peripher bezeichnete Länder im Unterschied zu den klassischen metropolitanen Nationalstaaten keine politische Sphäre abstrakter Allgemeinheit aufweisen. Dies ist darauf zurückzuführen, daß ihre Strukturen sozial zerklüftet, heterogen sind. In ihnen sind verschiedene Produktionsweisen nebeneinander anzutreffen, die wiederum nur über eine sie miteinander vermittelnde Zirkulationssphäre verbunden sind.[30] Dieser Mangel an gesellschaftlicher Homogenität läßt die Herausbildung einer politischen Verfassung nicht zu, die auf Freiheit und Gleichheit basiert. Tausch- und Gewaltverhältnisse existieren nebeneinander.
[...]
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